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Der BTW im BDI
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Im September 2010 haben der BTW und

zahlreiche weitere Verbände der Ver-

kehrswirtschaft eine vom BDI koordinierte

gemeinsame Erklärung zur Verkehrsinfra-

struktur veröffentlicht.

Die Unterzeichner forderten die Politik

dazu auf, der volkswirtschaftlichen Be-

 deutung von Investitionen in eine leis-

tungsfähige Verkehrsinfrastruktur im 

politischen Handeln stärker als bisher

Rechnung zu tragen. Die Hauptforderun-

gen lauteten dabei „Investitionen sichern,

Effizienz verbessern und Wachstum 

stärken“.  

Unterzeichner der Erklärung sind neben

dem BTW als Vertreter der Touris muswirt-

schaft der Bundesverband der Deutschen

Industrie (BDI), der Deutsche Industrie-

und Handelskammertag (DIHK), das Deut-

sche Verkehrsforum, die Arbeits gemein-

schaft Deutscher Verkehrsflug häfen

(ADV), die Deutsche Bahn AG und sie-

ben weitere Verbände. Damit ist es erst-

mals ge lungen, dass verkehrsträger-

übergreifend zentrale Repräsentanten

der deutschen Verkehrswirtschaft, der

produzierenden und verladenden Wirt-

schaft eine gemeinsame Erklärung ab-

gegeben haben. 
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Verbände-Erklärung 
zur Verkehrsinfrastruktur

Verkehrsinfrastruktur: 
Investitionen sichern, Effizienz verbessern, Wachstum stärken

Wir, die zentralen Repräsentanten der Verkehrswirtschaft, der produzierenden

und verladenden Wirtschaft, sind gemeinsam in Sorge um die Verkehrsinfra-

struktur in Deutschland. Die Basis für den Wohlstand droht Schaden zu nehmen.

Schon heute zeigen sich die Folgen der Unterfinanzierung: Deutschland lebt zu-

nehmend von der Substanz. Deshalb sind wir – verkehrsträgerübergreifend –

überzeugt von einer Doppelstratgie. Wir appellieren an die Politik: Investitionen

sichern und die Effizienz des Mitteleinsatzes verbessern. Darauf kommt es an:

1. Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur müssen höchste Priorität haben.

Denn es sind Zukunftsinvestitionen: für Wachstum, Beschäftigung, Klima-

schutz und Lebensqualität von morgen.

2. Deutschland braucht bedarfsgerechte Verkehrsinvestitionen. Der Bedarf für

die Verkehrswege des Bundes liegt bei mindestens 12 Milliarden Euro p. a.

Das muss mittelfristig der Maßstab sein für nachhaltiges Konsolidieren und

wachstumsorientiertes Investieren.
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3. Investitionsmittel müssen berechenbar und verlässlich sein. Sie dürfen sich

nicht nach der jährlichen Kassenlage öffentlicher Haushalte richten.

4. Die Einnahmen aus der Lkw-Maut sind unmittelbar der VIFG zuzuweisen und

in voller Höhe für zusätzliche Investitionen einzusetzen. Stabile Finanzie-

rungskreisläufe, in denen Nutzerentgelte zweckgebunden für Infrastrukturin-

vestitionen verwendet werden und nicht dazu dienen, Defizite des allgemei-

nen Haushalts auszugleichen, sind stufenweise herzustellen.

5. Mobilität muss bezahlbar bleiben. Es darf keine weiteren staatlich adminis-

trierten monetären Belastungen von Mobilität geben.

6. Die knappen Mittel sind dringend effizienter einzusetzen: Prioritäten festlegen,

Engpässe beseitigen, Verantwortung klarer zuordnen, Öffentlich-Private Part-

nerschaften besser nutzen, Planungs- und Genehmigungsverfahren be-

schleunigen, intelligente Verkehrssysteme realisieren. Es bedarf mehr Trans-

parenz über den Zustand der Verkehrsinfrastruktur – auch um deren Wert für

die Bürgerinnen und Bürger noch sichtbarer zu machen.

Wir bekennen uns zur gemeinsamen Verantwortung für eine nachhaltige Mobili-

tät: Ressourcen schonend, effizient, intermodal, sicher und bezahlbar. Dafür bil-

det eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur die unverzichtbare Basis. Wir bieten

der Politik unsere Unterstützung und Zusammenarbeit an. Wir freuen uns auf den

Dialog.

Bundesverband der Deutschen Industrie e. V.

Deutscher Industrie- und Handelskammertag e. V.

Deutsches Verkehrsforum e. V.

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen e. V.

Bundesverband der Deutschen Binnenschiffahrt e. V.

Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft e.V.

Bundesverband Öffentlicher Binnenhäfen e. V.

Deutsche Bahn AG

Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V.

Pro Mobilität – Initiative für Verkehrsinfrastruktur e. V.

Verband der Automobilindustrie e. V.

Verband der Bahnindustrie in Deutschland e. V.

Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe e. V.
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Neben der Einbindung des BTW und sei-

ner Mitglieder in die Gremienarbeit des

BDI hatte der BTW auch wieder bei zahl-

reichen weiteren Themen und Initiativen

des BDI die Möglichkeit, die Positionen

und Argumente der Tourismuswirtschaft

einfließen zu lassen. Dazu gehörten unter

anderem 

n Stellungnahme zum Berichtsentwurf

des Berichterstatters für die Verbrau-

cherrechterichtlinie im EU- Parlament

n BDI-Forderungskatalog „Die Koalition

bei den Themen Bürokratieabbau und

Genehmigungsverfahren beim Wort

nehmen“, mit dem der Bundesregie-

rung Vorschläge zu den im Koalitions-

verfahren genannten Themen Büro-

kratieabbau und Genehmigungsver-

fahren (u. a. hinsichtlich des Bundes-

immissionsschutzgesetzes, der Bun-

desimmissionsschutzverordnungen/

TA Luft, des Gesetzes über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung und des

Bundesnaturschutzgesetzes) gemacht

wurden 

n Faltblatt „Einladungen im geschäftli-

chen Verkehr“, das die Bedeutung von

„Hospitality-Maßnahmen“ im Bereich

des Sport- und Kultursponsorings un-

terstreichen und zugleich Leitlinien für

eine verantwortungsvolle Einladungs-

Aktive Einbindung 
in Gremien und Positionspapiere
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n Stellungnahme zum Referentenent-

wurf für eine Verordnung zur Änderung

steuerlicher Verordnungen 

n Konsultation zum Grünbuch zum Euro-

 päischen Vertragsrecht (in dem ver-

schiedene Optionen für die Ein führung

eines Vertragsrechts für Verbraucher

und Unternehmen vor geschlagen wur-

den), mit der zentralen Frage, welches

einfach anzuwendende europäische

Vertragsrechts instrument am besten

geeignet wäre, bestehende Lücken im

Vertragsrecht zu schließen 

n Stellungnahme zur Regelung des 

Beschäftigten datenschutzes 

praxis geben soll, die weder den Wett-

bewerb noch die ordnungsgemäße

Funktionsfähigkeit der Verwaltung be-

einträchtigen.

n EU-Konsultation über die künftige Po-

litik für das Transeuropäische Verkehrs-

netz (TEN-T), die der präziseren Aus-

gestaltung der verfügbaren Strategie-

optionen zum TEN-T-Netz dienen sollte

n Gesetzentwurf eines Jahressteuer ge-

setzes 2010 

n Stellungnahme zum Evaluationsbericht

der Bundesregierung in Be zug auf das

Verbraucherinformationsgesetz 
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Im Konjunktur-Report des BDI war der

BTW 2010 ebenfalls wieder mit Beiträgen

zu den wichtigsten wirtschaftlichen Ent-

wicklungen in der Tourismuswirtschaft

vertreten.

Beiträge zum BDI Konjunktur-Report


